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Neue Zivilprozessordnung und Schiedsgerichiswesen 


Seit dem ı. Januar 1933 hat auf dem ganzen 
Gebiete Polens- einschl. Oberschlesiens die neue 
polnische Zivilprozessordnung Geltung, welche die 
teilgebietlichen Zivilprozessordnungen ersetzt, Die 
Inkraftsetzung dieses neuen Gesetzes bildet einen 
sehr wichtigen weiteren Schritt : zur Verein- 
heitlichung auf dem Gebiete der Rechtspflege. Es 
ist jedem bekannt, dass die komplizierte teilge- 
bietliche Gesetzgebung zu manchen Schwierigkei- 
ten führte, indem nicht nur die interessierte Par- 
tei, sondern auch die Rechtsanwälte sich über die 
bestehenden und geltenden Vorschriften in Bezug 
auf die Zivilprozessordnung in anderen Teilgebie- 
ten nicht auskannten, und das Wirtschaftsleben 
dadurch gehemmt wurde. Die Vereinheitlichung 
Ph »ebiete bildet also unbedingt emmen wei- 
teren Fortschritt, sodass wir ausser dem verein- 
heitlichten Wechsel-, Strafgesetz u. Strafprozess-, 
wie auch Exekutionsverfahren, worüber wir noch 
berichten werden .ein neues Gebiet u. zw. die Zi- 
vilprozessordnung vereinheitlicht haben, Das: Ge- 
setz selbst basiert auf ganz neuen Grundsätzen 
und ist Produkt einer gründlichen Arbeit der Ko- 
difikationskommission. Der vereinheitlichte 
Text der neuen Zivilprozessordnung ist im Dz. U. 
R. P. Nr. 112, Pos. 934 veröffentlicht worden. : Es 
würde zu weit führen, die einzelnen Bestimmun- 
gen durchzugehen, wir werden uns auf ‚die Be- 
Sprechung der Teile der neuen Zivilprozessord- 
nung beschränken, welche im täglichen Leben und 
in der Praxis besonders zum: Ausdruck kommen 
und welche abweichen von der bisnun auf dem 
Gebiete Oberschlesiens geltenden , deutschen Zi- 
vilprozessordnung. Die Behandlung dieser Teile 
Soll in einer Reihe von Aufsätzen erfolgen. 


. . Bevor wir aber zur Betrachtung des eigent- 
lichen Zivilprozessverfahrens übergehen, erachten 
wir es für notwendig, den Teil der Bestimmungen 
zu besprechen, die sich auf das schiedsgerichtliche 
Verfahren auf Grund der neuen Zivilprozessord- 
nung beziehen. 


Wir tun dies aus dem Grunde, weil wir 
auf dem Standpunkt stehen, dass doch die 
staatlichen Gerichte besonders belastet sind und 
wie aus der Praxis und dem täglichen Leben be- 
kannt ist, ‚dauert das Gerichtsverfahren leider zu 
lange und in sehr vielen Fällen gibt dies keine 
genügende Sicherheit zur praktischen Durchfüh- 
rung des glücklich erlangten Urteils, Das an und 
für sich lange Verfahren und die Möglichkeit der 
Verfolgung von Prozessen in 2 bezw. 3 Instanzen 
gibt dem nicht soliden Gegner auf Grund verschie- 
dener Prozessrechtsmittel die Möglichkeit, -die 
Verfolgung der berechtigten Interessen sehr oft 
ins Unendliche zu ziehen und inzwischen oft durch 
verschiedene Umwege, wenn nicht unmöglich zu 
machen, so doch in hohem Grade zu erschweren. 
Trübe Erfahrungen auf diesem Gebiete eines je- 
den Kaufmanns erklärten diesen Tatbestand und 
infolgedessen ist die gesetzliche Einrichtung. .der 
Schiedsgerichte in den heutigen komplizierten 
Wirtschaftsverhältnissen direkt unerlässlich, be- 
Sonders, wenn es sich um rasche und erfolgreiche 

ahrung der bedrohten Interessen handelt. Die 
Wahl dieses Weges unter Ausschaltung des Ge- 
Fichtsverfahrens ist auch aus dem wichtigen Grund 


zu empfehlen, weil, wie bekannt, die- Gerichtsge- 


ühren besonders hoch und seit kurzer Zeit 
von ‚vornherein zu zahlen sind, was die Verfol- 


gung von berechtigten -Interessen bei den jetzigen 
Verhältnissen besonders erschwert. Von beson- 
derer Bedeutung sind eben die jetzt geltenden 
Bestimmungen über Gerichtskosten, die das Ver- 
fahren vor dem Schiedsgericht von Gerichtsge- 
bühren .entbinden... Lediglich der Antrag um Er- 
langung der Ausführungsklausel des Urteils des 
Schiedsrichters oder des Vergleichs durch das 
Gericht erfordert: eine-Gebühr von, 4 Proz. des 
Wertgegenstandes und. jede . Inanspruchnahme 
der Partei -des staatlichen . Gerichtes unterliegt 
einer ständigen Gebühr, : die in der Verordnung 
vom 27, 10. 32 festgesetzt ist. Diese niedrigen 
Gebühren im Verhältnis. zu den. Gebühren, die 
mit dem Verfahren vor dem staatlichen Gericht 
verbunden sind, ermöglichen im hohen Grade die 
Inanspruchnahme vor dem Schiedsgericht. 

- » Nachstehend geben wir die Hauptbestimmun- 
gen für Schiedsgerichte an: `... en 

Der -Schiedsvertrag muss schriftlich. geschlos- 
sen und von,beiden Parteien unterschrieben wer- 
den. In dem Schiedsvertrage muss der. Streitge- 
genstand oder das Rechtsverhältnis, aus- welchem 
der Streit ‘entstanden ist, oder entstehen , kann, 
genau bezeichnet werden. 

Abänderungen oder Ergänzungen des Schieds- 
vertrages bedürfen derselben Form. 

Der Schiedsrichter kann entweder im Schieds- 
vertrage selbst oder nach’ dessen Errichtung. er- 
nannt: werden. 

Jede Partei ernennt einen ‚Schiedsrichter, die 
ernannten Schiedsrichter wählen den Vorsitzenden 
des Schiedsgerichts (Obmann), sofern der Schieds- 
vertrag nichts Anderes bestimmt. 

Schiedsrichter kann jede "in "der Geschäfts- 
fähigkeit nicht beschränkte natürliche Person sein, 
welche lesen und schreiben kann. 

Ein staatlicher Richter darf nicht Schieds- 
richter sein. 

Die Partei,» welche einen Schiedsrichter: er- 
nannt hat, hat hiervon den Gegner mit der Auf- 
forderung zu benachrichtigen, binnen einer Woche 
auch seinerseits einen Schiedsrichter zu ernennen 
und ihr seine Wahl anzuzeigen. 

Die Benachrichtigung hat durch einen Notar 
oder mittels eingeschriebenen Briefes zu erfolgen. 

Wenn nach dem Schiedsvertrage eine dritte 
Person die Ernennung des Schiedsrichters vorzu- 
nehmen hat, so kann jede Partei sie hierzu auf- 
fordern; auf die Frist und die Art der Auffor- 
derung und der Benachrichtigung finden die vor- 
stehenden Vorschriften Anwendung. 

Eine Partei ist an die durch sie erfolgte Er- 
nennung eines Schiedsrichtersdem Gegner gegen- 
über gebunden, sobald. dieser die Anzeige von der 
Ernennung erhalten hat. 

Wenn die aufgeforderte Partei innerhalb der 
Frist einen Schiedsrichter nicht ernannt hat, oder 
wenn sich die Schiedsrichter über die Wahl des 
Vorsitzenden nicht geeinigt haben, dann ernennt 
das’ staatliche Gericht auf Antrag einer Partei den 
Schiedsrichter oder den Vorsitzenden, sofern der 
Schiedsvertrag nichts anderes bestimmt. 

Gegen die Ernennung eines Schiedsrichters 
oder- eines Vorsitzenden findet keine Beschwerde 
statt. 

Auf das Recht der Auısschliessung eines 
Schiedsrichters und den Zeitpunkt der Geltend- 
machung dieses Rechts finden die bezüglich des 
staatlichen Richters geltenden Vorschriften An- 


wendung.. Eine Partei ist zur Ausschliessung des 
von ihr ernannten Schiedsrichters nur berechtigt, 
wenn sie von dem Ausschliessungsgrunde erst 
nach der Ernennung des Schiedsrichters Kenntnis 
erhalten hat. 

Der Schiedsvertrag darf keine der Vorschrift 
dieses Artikels widersprechenden Vorbehalte auf- 
weisen. 

Aus wichtigen "Gründen kann ein Schieds- 
richter von der übernommenen Verpflichtung zu- 
rücktreten. 

Auf Antrag einer Partei fordert das staatliche 
Gericht einen Schiedsrichter, der sein Amt ver- 


nachlässigt, zur Erfüllung seiner Pflichten inner- , 


halb einer bestimmten Frist auf und entsetzt ihn 
seinb Amtes, wenn er-trotz -der Aufforderung 
seine Pflichten nicht erfüllt. Gegen die Anord- 
nung. findet keine Beschwerde statt. 

‚Eine. Partei, kann die Ernennung eines 'ande- 
ren Schiedsrichters . verlangen, ‘wenn ein’ durch 
den Schiedsvertrag selbst nicht ernannter Richter 


verstorben ist, wenn er ausgeschlossen worden 
ist, wenn. die, zur Erfüllung. der Pflichten eines 
Schiedsrichters notwendigen Voraussetzungen 


nicht mehr vorliegen oder wenn. er aüs anderen 
wichtigen. Gründen seine Pflichten nicht mehr er- 
füllen kann, ferner wenn er von der übernom- 
menen Pflicht entbunden und endlich, wenn er 
wegen: seiner Säumigkeit seines. Amtes entsetzt 
worden ist. 

Der Schiedsrichter ist berechtigt, für. seine 
Tätigkeit eine- Entschädigung zu fordern; ist hin- 
sichtlich ‚der Entschädigung von. den Parteien 
keine Vereinbarung ‚getroffen worden, so setzt das 
staatliche Gericht auf Antrag des. Schiedsrichters 
die Entschädigung fest. 

Ein.Schtedsvertrag tritt in folgenden Fällen’ 
ausser Kraft: ` 

1. wenn die Zeit’ verstrichen ist, innerhalb ~de- 
ren das Schiedsgericht zum Erlass eines Urteils, 
verpflichtet war oder wenn der Schiedsvertrag in- 
folge anderer in ihm enthaltener Bestimmungen 
erloschen ist; l 

2. wenn ein schriftlicher Vertrag. über Auf- 
hebung des Schiedsvertrages geschlossen worden 
ist; i 
3. wenn das Schiedsgericht den Erlass des Ur- 
teils übermässig verzögert: 

4. wenn sich die Parteien über die Person 
eines’nach Bestimmung des Schiedsvertrages ge- 
meinschaftlich zu ernennenden - Schiedsrichters 
nicht einigen können; 


5. wenn ein durch den Schiedsvertrag er- 
nannter Schiedsrichter .die- Uebernahme dieses 
Amtes ablehnt oder wegen seines aus irgend 


einem Grunde erfolgten Wegfalles seine Tätigkeit 
weiterhin nicht ausüben kann; 

6. wenn bei dem Erlass des Urteils Einstim- 
migkeit oder Stimmenmehrheit nicht erreicht wer- 
den kann. 

Auf Antrag einer Partei entscheidet das staat- 
liche Gericht nach vorheriger. Verhandlung durch 
Beschluss, ob ein Schiedsvertrag erloschen ist. 

Wenn der Schiedsvertrag in Ansehung aller 
aus einem bestimmten. Rechtsverhältnis entstehen- 
den Streitigkeiten geschlossen ist und der Grund, 
aus dem der Schiedsvertrag erloschen ist, so be- 
schaffen ist, dass er die schiedsgerichtliche Erledi- 
gung der sich in Zukunft aus diesem Rechtsver- 
hältnis ergebenden Streitigkeiten nicht aus- 


Gibt es in Polen noch Privatbanken? 


Wie in allen osteuropäischen Staaten ist auch 
für den Aufbau des polnischen Kreditwesens der 
starke Anteil der Staatlichen Banken an der Wirt- 
schaftsentwioklung kennzeichnend. Dabei liegt dies 
Mangel an genügend 


in Polen nicht so sehr im 
kräftigen Privatbankinstituten als vielmehr in 


ihrer übergrossen Zurückhaltung gegenüber den 
Bedürfnissen der polnischen Wirtschaft. Die ihnen 
bei der Bank Polski zustehenden Rediskontkon- 
tingenfe nutzen die Privatbanken meist nur etwa 
zur Hälfte aus. Der Mangel an gutem Wechsel- 


material ist eine Erscheinung, der gegenüber ein 


auf die Erhaltung seiner Arbeitsbasis im Wirt- 


schaftsleben bedachtes Privatbankwesen natürlich 
nicht einfach resignieren darf, Vielmehr lässt sich 
ja die Verbreitung des Kreises der guten Wechsel- 
nehmer, d. h. die Entrichtung leistungsfähiger grös- 
serer Firmen nur wieder mit tätiger Mithilfe des 
Bankkredits selber erreichen. 

Ohne dass wir zu der im Lande weitverbreite- 
ten Skepsis bezüglich der Daseinsberechtigung 
unserer Privatbanken hier Stellung nehmen woll- 
ten, muss doch darauf hingewiesen werden, dass 
die Privatbanken sehr wohl die Möglichkeit hätten, 
grade im jetzigen Moment durch eine wichtige Akti- 
vierung ihrer Kreditpolitik ihre Bedeutung für un- 
ser Wirtschaftsleben unter Beweis zu stellen. Sie 
sind ja lange genug darauf stolz gewesen, wie gut 
und ohne grosse Erschütterungen sie den Abzug 
der ausländischen Kredite ausgehalten haben. Wer 
sich nicht der Illusion hingibt, dass bald nach der 
Weltwirtschaftskonferenz ein  segenbringender 
Strom gebetenen und ungebetenen Auslandsgeldes 
nach Polen sich ergiessen wird, der muss wohl zu- 
geben, dass es für die polnische Wirtschaftspolitik 
unmöglich ist, die Hände in den Schoss zu legen 
und mit kreditpolitischen Massnahmen bis zu einem 
solchen Zeitpunkt zu warten. Vielmehr tritt am 
Schluss dieser Krise, deren Verlauf ja durch den 
weitgehend notw endig gewordenen organisierten 
Vollzug aller „Krisenerscheinungen“ gradezu ge- 
kennzeichnet ist, als wesentliche Aufgabe die Reor- 
ganisation und Erweiterung des privatwirtschaft- 
lichen Kredits, neben den !weiterhin notwendigen 
Währungsschutz, der sich ja, wie die vorgestrige 
Generalversammlung der Bank Polski beschlossen 
hat, auch mit aufgeklärteren Prinzipien als denen 
der letzten Jahre wohl durchführen lässt. 

Die Regierung hat die ihr zufallenden Aufga- 
ben auf dem Gebiete der Kreditbereinigung schon 


"in Angriff genommen. Die Konversion der lang- 


fristigen Darlehen wird durchgeführt, die Konver- 
sion resp. Konsolidierung der kurzfristigen Agrar- 
und Kommunalkredite bearbeite. “Die Aufgaben 
der Privatbanken liegen dagegen in der Kredit- 
hilfe für Gewerbe und Handel. In zahlreichen 
Ländern (Deutschland, Italien, U. S. A.) hat man 
konstruktive Neuerungen geschaffen, die Auftauen, 
Konsolidierung und Amortisation festgefrorener 
Kurzkredite ermöglichen sollen. In einem Moment, 
wo alle Anzeichen auf eine konjunkturelle Besse- 
rung in der Weltwirtschaft hinweisen, erweist sic 
die Fortführung des Deflationsprozesses als un- 
en ne De si die durch die Deflationskrise nicht „be- 


- schliesst, so beschränkt demgemäss das staatliche 


Gericht seinen Beschluss über das Erlöschen des 
Schiedsvertrages auf den vorliegenden Fall. 

Für die Entscheidung der auf Grund vor- 
stehender Bestimmungen gestellten Anträge ist 
bei einem Bezirksgericht der Einzelrichter zu- 
ständig, Für diese Angelegenheiten besteht kein 


Anwaltszwang, Dr. L kei, 


S TR PEEP E PTRS 


Am 9. d. Mts. fand eine Versammlung der „Al- 
kohol“, Zwiazek Fabrykantów wódek gatunkow. 
i likier6w Woj. $I„ mit folgender Tagesordnung 
statt: 

1. Die Angelegenheit des Beitritts der Alkohol 
zum Verbande der Gattungsbranntweinfabriken in 
Polen mit dem Sitz in Warszawa. 

2. Die Frage der Rückerstattung der Spiritus- 
preisdifferenz bei der letzten Herabsetzung des Spi- 
rituspreises, 

Der Vorsitzende, Herr Stadtrat Bach, erteilte 
das Wort Herrn Dr. Lampel, der über das Pro- 
gramm des oben genannten Verbandes im Zusam- 
menhange mit dem Beitritt der Alkohol zu diesem 
Verbande berichtete. Diese Frage steht im Zusam- 
menhang mit der allgemeinen Lage der privaten 
Branntweinindustrie und muss gemeinschaftlich mit 
den anderen Verbänden und massgebenden Fakto- 
ren einer genauen Prüfung unterzogen werden. Der 
Beitritt zum obigen Verbande wurde also von der 
weiteren Klärung der Sachlage abhängig gemacht. 

ad 2 wurde der rechtliche Standpunkt der An- 
gelegenheit durch Herrn Dr. Lampel geklärt, indem 
darauf hingewiesen wurde, dass die Nichtrück- 
erstattung der Preisdifferenz yon den Spiritusvor- 


30,70 — 30,80 — 30,50. New York 8,925 — 8,945 
8,905: Paris 34,87 — 34,96 — 34,78. Schweiz 172,35 | 
— 172,78 — 171,92. Italien 45,70 — 45,92 — 45,48. l 

7. 2. Belgien 124,25 — 124,56 — 123,94. Dan- 
zig 173,40 — 173,83 — 172,97. Holland 358,95 — 
359,85 — 358,05. London 30,58 — 30,60 — 30,74 
— 30,00. New York 8,921 — 8,941 — 8,901. Paris 
34,87 — 34,96 — 34,78. Prag 26,42 — 26,48 —26,36. 
Schweiz 172,40 — 172,83 — 171,97. Italien 45,70 
— 45,92 — 45,48. 

8. 2. Belgien 124,20 — 124,51 — 123,89; Lon- 
don 30,57 —' 30,58 — 30,73 — 30,43; New York 
8,926 — 8,946 — 8,906; Paris 34,86 — 34,95 — 34,77; 
Schweiz 172,35 — 172,78 — 171,92; Italien 45,70 — 
45,92 — 45,48, 

9. 2. Belgien 124,12 — 124,43 — 123,81; Dan- 
zig 173,43 — 173,86 — 173,00; Holland 358,90 — 
359,80 — 358,00; London 30,62 — 20,77 — 30,47; 
New York 8,924 — 8,944 — 8,804; Paris 34,85 — fi 
34,94 — 34,76; Schweiz 172,35 — 172,78 =- 171,923 
Stockholm 164,60 — 165,40 »— 163,80; Italien 45,69 
— 45,91 — 45,47. 

Wertpapiere. 

3-proz. Bauanleihe 44,00 — 44,50; 7-proz. Sta- 
bilisationsanleihe 57,13 — 57,50 — 57, 25; 4-proz. 
Investitionsanleihe 112,75; 4-proz. staatl. Dollar- 
prämienanleihe 58,75 — 58,50; 5-proz. Konversions- 
anleihe 43,25; 6-proz. Dollaranleihe 59,00 — 60,00; 
8-proz. Pfandbriefe der Bank Gospodarstwa Kra- 
jowego 94,00; 8-proz. Pfandbriefe der Bank Rolny 
94,00; 8-proz. Obligationen der Bank Gospodar- 
stwa "Krajowego 94,00. 


Bilanz der Bank Polski 

Die Bilanz der Bank Polski für die III. Januar- 
dekade weist eine Zunahme der Goldvorräte um 
9,6 Mill. Zł. auf 512,1 Mill. Zt. und. einen Rückgang 
der deckungsfähigen_Valuten und Devisen um 6,4 
Mill, ZI. auf 26,7 Mill. Zt. auf. Gesunken sind eben- 
falls die nichtdeckungsfähigen Valuten und auslän- 
dischen Forderungen und zwar um 8,9 Mill. ZI. auf 
76,4 Mill. Zt. | 

Das Wechselportefeuille hat sich um 15,5 Mill. | 
Zt. auf 548,8 Mill. Zt, erhöht. Die Lombardkredite | 
sind dagegen um fast 0,5 Mill. Zi. auf 101,8 Mill. 


reinigten“ Kreditrückstände müssen also in trag- 
barer Form in die kommende konjunkturelle Pe- 
riode mithinübergenommen werden, damit der Weg 
für neue Kreditbetätigung frei wird. Hier liegt 
dann die Aufgabe der Banken in der Vorfinanzie- 
rung künftiger Kapitalmarktsmöglichkeiten. (Eben- 
sô wie in Deutschland das Steuergutscheinsystem 
in der Vorfinanzierung künftiger Finnahmen und 
bei uns geplante staatliche Kreditoperationen in der 
Vorfinanzierung späterer Anleihe-Emissionsmög- 
lichkeiten liegen) D. h. es muss jetzt auch für 
aussichtsreiche langfristigere Geschäfte und Unter- 
nehmungen Kredit möglich sein, in der Erwartung 
der späteren Entwicklung des Kapitalmarktes, wie 
sie jede Wirtschaftsbelebung mit sich bringt, 


Es scheint mir ein Irrtum zu glauben, dass das 
Vertrauen zu unserem Bankapparat sich in erster 
Linie auf die ruhige und gleichmässige Bilanzent- 
wicklung der Bankinstitute aufbaut. Es ist in 
stärkstem Masse abhängig vom Vertrauen zu Ge- 
samtwirfschaft und Gesamtentwicklung, von der 
Beschaffenheit des Kredit- und Vertrauensunter- 
baus, auf dem die Banken ja erst in ihrer Tätigkeit 
basieren können. Ihre erhöhte Aktivitätsbereit- 
schaft in Richtung auf eine produktive Kreditaus- 
weifung könnte sehr förderlich auf die zerrütteten 
Kredit- und Vertrauensbeziehungen in der Ge- 
schäftswelt wirken und so am besten dazu beitra- 
gen, dass auch die im Innland thesaurierten Ztotys 
und Dollars wieder ins Wirtschaftsleben zurück- 
kehren. 

Es wäre Aufgabe des Bankenverbandes, ein 
Programm in dieser Richtung neben die kreditpo- 
litischen Pläne der Regierung zu stellen und sich 
so in die Ankurbelungsaktion einzuschalten. Da die 
Kreditengagements der polnischen Privatbanken in 
der polnischen Wirtschaft gemessen an deutschen 
Verhältnissen relativ gering, vielleicht auch ge- 
sünder sind, erscheint der Hinweis auf die in 
Deutschland gebildete Amortisationskasse vielleicht 
merkwürdig. Wenn man zu der Erkenntnis kommt, 
dass die Banken auch durch Beteiligung an der|7}, gesunken. Der Vorrat an polnischen Silber- und 
Sanierung an sich leistungsfähiger Betriebe wirt- | Billonmünzen hat sich von 45,3 auf 45,4 Mill. ZI. 
schaftsbelebend wirken können, erhält er gewisse [erhöht. Die Positionen „Andere Aktiva“ und „An- 
Bedeutung. dere Passiva“ sind gesunken und zwar die erste 

Was im Anfang der Krise richtig war, ist nicht | um 9,2 Mill. Zt. auf 135,6 Mill. Zt. und die zweite 
mehr haltbar und richtig im Auslauf der Krise, in|um 1,5 Mill. Zt. auf 233,1 Mill. ZI. Die sofort fäll- 
der Erwartung der wirtschaftlichen Wiederbele-|gen Verbindlichkeiten sind um 36,4 Mill. Zł. auf 
bung, die heute in den Hauptwirtschaftsländern zu| 184,6 Mill. zurückgegangen, wobei die Girorech- 
spüren ist. nungen der Staafskassen sich um 9,4 Mill. ZI. er- 

Es liegt im Wesen jeden wirtschaftlichen Kon- |höht, während die Privatrechnung sich um 45,8 
junkturanstiegs, dass er nicht aus dieser Erwartung | Mill. Zt. verringert haben. Der Banknotenumla 
allein kommt, sondern nur, wenn dieser Erwartung |ist infolge der Erhöhung des Wechselportefeuilles 
entsprechend auch‘ gehandelt wird. Bei den Privat-|und des Rückganges der sofort fälligen Verbind- 
banken liegt heute in Polen eine wichtige Aufgabe, | lichkeiten um 37,9 Mill. Zt. auf 979,0 Mill. Zt. ge- | 
deren Erfüllung mit zu den Voraussetzungen für die | stiegen. 
Möglichkeit eines Anschlusses Polens an eine kom- Die Goldvalufadeckung der sofort fälligen 
mende Weltkonjunktur gehört. Wenn die Privat- | Verbindlichkeiten und des Banknotenumlaufs hat 
banken diese Aufgabe nicht wahrnehmen, ihr |sich von 46,07 auf 46,3 Proz. erhöht. Die Deckung 
Tätiekeitsf:ld nicht behaupten und erweitern, wer-|der sofort fälligen Verbindlichkeiten und des Bank- 


u ne nee 


h|den sie nicht nur an Renomee, sondern auch an|nofenumlaufs ausschliesslich mit Gold ist von 43,23 


wirtschaftspolitischem Einfluss verlieren und sich|auf 44,01 Proz. gestiegen. Die Deckung nur des 
damit wirtschaftlich selbst schädigen. H. W. Banknotenumlaufs mit Gold ist dagegen von 53,39 
auf 52,31 Proz. gesunken. Discont- und Lombard- 
Art T de Tiritu dis Sn EEE EEE EEE |... unverändert. 
räten, ie am Tage der Herabsetzung des Spiritus- |.. š 5 
preises in den Likörfabriken vorrätig waren, die | Rückgang der Wechselproteste in der Bank Polski. 
schon so gedrosselte Likörindustrie der Gefahr wei- Die Zahl der seitens der Bank Polski prote- 
terer Verluste aussetzt. Es wurde den Mitgliedern |stierten Wechsel betrug im Januar d. Js. 1,57 Pro- 
anheim gestellt, weitere Schritte zu unternehmen. |zent gegenüber 1,93 Proz. im Dezember des Vor- 
jahres. Der Rückgang der Wechselproteste auf 


eine seit Juni 1928 nicht notierte Tiefe ist darauf 
Geldwesen und Börse zurückzuführen, dass die Bank Polski in einem 
weiteren Umfange das System der Wechselpro- 


l ti dte. 
Die neuen Deckungsvorschriften der Bank Polski. | pam nme 


doss am 9. d. M. "die vo Yervniintigsrt bet Einfuhr/Ausfuhr/Verkehr 


tragte Abänderung des Art. 51 des Statuts der Bank 
Polski, der nunmehr die Deckung des Notenumlau-| pj. p en imnn aus Brasilien, 
fes und der sonstigen Sichtverpflichtungen der ie Frage des Imports brasilianischen Kaffees 
Bank, abgesehen von den ersten 100 Millionen nach Polen steht vor ihrer entgültigen Regelung. 
Złoty für täglich fällige Verbindlichkeiten durch hi wig Praten befindet sich ein Transport von 
Gold allein zu einem Prozentsatz von mindestens | „000 di affee auf dem Wege nach Polen, j 
30 Prozent vorsieht. Der gegenwärtige Goldbestand | der für die neuerdings gegründete polnisch-bra- 
der Bank würde, wie Direktor Wröblewski in der silianische Kaffeehandelsgesellschaft bestimmt ist. 
Generalversammlung ausführte, ausreichen, um eine he SCHE: bei Se niuhe JA 
Steigerung des gegenwärtigen Notenumlaufes um |2ierdings die Erlangung eines ermässigten Zolles 
mehr als 500 Millionen Zloty zu rechtfertigen. bilden, dessen Anwendung beim brasilianischen 
Kaffee von Kompepianont aktoan abhängt, 


Warschauer Börsennotierungen. Ausfuhr er Eier nach Deutschland, 


Devisen, Die Ausfuhr Ei 
polnischer Eier nach Deutschland 
1. 2. Belgien 124,15 — 124,46 — 123,84. Hol- |wies im Jahre 1932 einen. bedeutenden Rückgang 
land 359,00 — 359,90. — 358,10. London 30,35 — auf, während nämlich im Jahre 1931 noch 62 Mill, 
30,50 — 30,20. New York 8,924 — 8,944 — 8,904.|Stück Eier im Werte von 4 Mill. Rmk. nach 
Paris 34,85 — 34,94 — 34,76. Schweiz 172,60 — Deutschland ausgeführt wurden, erreichte die 
173 er — 172,17. Ausfuhr im Jahre 1932 nur 40 Mill, Stück im 
Say $ Danzig 173,55 — 173,98 — 173,12. Hol-|Werte von 1,9 Mill. RMk. Wertmässig ist also 
land En 00 — 358,95 — 359,88 — 358,08. London |die Fierausfuhr nach Deutschland um mehr als 
30,33 — 30,35 — 30,49 — 30,19. New York 8,926 | die Hälfte gesunken. 
— 8,946 — 8,906. Paris 34,86 — 34,95 — 34,97. 
Prag 26,42 — 26,48 — 26,36. Schweiz 172,35 —| Vorläufige Inbetriebsetzung der Eisenbahnlinie 
172,78 — 171,92, Italien 45,70 — 45,92 — 45,48. Oberschlesien—Gdynia, . : 
6. 2. Belgien 124,25 — 124,56 — 123,94. Hol- Die genannte Linie, die bereits am 1. Januar 
land 359, —— — 359,90 — 358,10. London 30,00—1d, Is, eröffnet werden sollte, soll lauf einer Vere 


t 


einbarung, die zwischen den Vertretern der franzö-} 


sisch-polnischen Eisenbahngesellschaft und -dem 
Verkehrsministerium getroffen wurde, Mitte März 
d. Js. vorläufig in Betrieb gesetzt werden. Die 
Exploitation der Linie sollen die polnischen Eisen- 
ahnen auf Rechnung der französisch-polnischen 
Eisenbahngesellschaft führen. Die polnischen Staats- 
bahnen sollen auch sämtliche Ausgaben, die mit der 
Inbetriebsetzung und Exploitation der Linie ver- 
bunden sind, tragen, Die Ausgaben werden erst 
aus den zukünftigen Einnahmen zurückgezahlt. Nach 
dem Gesetz vom 27. April 1930 und dem Konzes- 
ent vom 29. April 1931 sollte die_Ex- 
ploitation der ganzen Linie spätestens am 31. De- 
zember 1932 aufgenommen werden. Ferner sollte 
die französisch-polnische Eisenbahngesellschaft die 
Exploitation selbst ausführen. Das Konzessions- 
dokument bestimmt weiter, dass die Gesellschaft, 
die zur normalen Bedienung der Eisenbahnlinie nö- 
tigen Waggons und Lokomotiven in inländischen 
Fabriken bestellen sollte, was durch die Gesell- 
schaft nicht befolgt wurde. 


Kompensationsverkehr Polen — Palästina 

Die polnische Regierung hat die Genehmi- 
gung zur Einfuhr eines Kontingents von Jaffa- 
Orangen erteilt mit der Massgabe, dass polnische 
Holzexporteure für den Gegenwert Kistenbretter 
nach Palästina ausführen dürfen. 


‚.. Die polnische Postsparkasse (PKO) eröffnet 
demnächst in Tel Aviv (Palästina) eine Filiale. 


Vor der Herabsetzung der Naphthapreise, 

Die Regierung hat in Ausführung der Preis- 
senkungsaktion durch den Regierungskommissar 
im Naphthasyndikat eine Herabsetzung der Preise 
für einige Naphtaprodukte den Produzenten nahe- 
gelegt. Im Zusammenhang damit sind die Mit- 
glieder des Naphthasyndikats zur Besprechung 


dieser Frage zusammengetreten, das inzwischen 
aufgelöst worden ist. 


Stand der Arbeitslosigkeit. 

7 Entsprechend den Angaben der staatlichen 
Arbeitsvermittlungsämter betrug die Zahl der im 
ganzen Staatsgebiet registrierten Arbeitslosen am 
4. Februar d, Js. insgesamt 269.677 Personen. Ge- 
genüber der Vorwoche ist die Zahl der Arbeits- 
losen um 5.319 Personen gestiegen. Die Zahl der 
Arbeitslosen in Schlesien betrug 82.158 Personen, 
d. s. 72 Personen mehr, als in der zuvorgehenden 
Woche, | 


i Kartellgesetz. 
Die Regierungskreise arbeiteten den Entwurf 
eines Kartellgesetzes aus. Auf Grund dieses Ent- 
wurfes sind die Kartellverträge innerhalb 14 Tagen 
nach deren Abschluss schriftlich dem Ministerium für 
Industrie und Handel vorzulegen, das ein Register 
der Kartellverträge führen wird. Der Entwurf des 
genannten Gesetzes wurde den Industrie- und Han- 
delskammern zur Begutachtung übersandt. Der 
Verband stellte sich auf den Standpunkt, dass ein 
Kartellgesetz lediglich das öffentliche Verhältnis 
der Kartelle regeln kann. Aus diesem Grunde 
sprach sich der Verband für die Streichung aller 
der Bestimmungen aus, die den Eingriff in die pri- 
vatrechtlichen Verhältnisse der Kartelle betrefien. 
Der Regierungsentwurf sah ursprünglich u. a. ein 
Kartellgericht vor, dessen Urteile nicht anfechtbar 
sein sollten. Von der Begründımg eines solchen 
Gerichts wurde nach einer im Ministerium abgehal- 
tenen Konferenz Abstand genommen. Nach -der 
gegenwärtigen Fassung tritt an Stelle des Kartell- 
gerichts das Höchste Gericht. Nach Durchführung 
weiterer Modifikationen wurde der Entwurf dem 
Ministerrat vorgelegt. 


Steuern Zölle Verkehrstarlie 


‚.„ Neue Vermögensteuer. 

Der Ministerrat hat den ihm vorgelegten Ent- 
wurf eines Vermögensteuergesetzes angenommen. 
Der Entwurf sieht eine jährliche Besteuerung 
des Vermögens bis zu 2 Proz. pro Mill vor. Ver- 
mögen bis zu 5.000.— zł, sind steuerfrei, Vom 

ermögen bis zu 10.000,— zł, werden ı Proz., bis 
zu 15.000.— zł. — 1,5 Proz. und über 15.000.— zł. 
2 Proz. pro Mille jährlich erhoben. Der Entwurf 
sieht eine Reihe Vermögenssteuergattungen vor, 
die der Steuer nicht unterliegen. Befreit werden 
von der Abgabe die Vermögensteile, die in Aktien, 
Darlehen und Anteilen inländischer Gesellschaften 
angelegt sind. Ferner werden von der Steuer be- 
freit Wertgegenstände, die zum persönlichen Ge- 
brauche des Eigentümers dienen. 


Sind Ausgaben für Wohltätigkeitszwecke von den 
Steuerpflichtigen Einnahmen in Abzug zu bringen? 
In dieser Sache erliess das Oberverwaltungs- 


crichi schon im Jahre 1931. eine Entscheidung und 


a| tigen Einnahm 
to der wohltätigen Gaben 


Anwendung der Amnesfievorschrifien 


ani Vergehen aus dem Gewerhesteuergecseiz 


Das Oberverwaltungsgericht hat eine Entschei- 
dung erlassen, die eine weittragende Bedeutung für 
eine ganze Reihe von Handelsunternehmen haben 
kann. In dieser Entscheidung hat das Oberverwal- 
tungsgericht nämlich anerkannt, dass die im Jahre 
1928 veröffentlichten Amnestievorschriften ebenfalls 
auf Vergehen aus dem Gewerbesteuergesetze anzu- 
weñden seien, 

Der dem Urteil zugrunde liegende Tatbestand 
ist folgender: 

Das Finanzamt hat mit Strafbescheid dem X 
eine Geldstrafe dafür auferlegt, dass er ein entspre- 
chendes Gewerbepatent nicht ausgelöst hatte. Die 
durch X eingelegte Berufung hat die Berufungskom- 
mission abgewiesen. In der Klage an das Oberver- 
waltungsgericht hat X den Einwand erhoben, dass 
sein Antrag auf Anwendung der Amnestievorschrif- 
fen, den er im Berufungsverfahren geltend gemacht 
hatte, vollkommen übergangen wurde. 

In dieser Sache hat das Oberverwaltungsge- 
richt erklärt, dass die Steuerbehörde, wie aus der 
Klagebeantworfung hervorgehe, aus dem Grunde 
das Anmestiegesetz nicht angewandt hätte, weil die 
Verletzung der Strafbestimmungen des Gewerbe- 
steuergesetzes Finanzvergehen wären, auf die das 
Amnestiegesetz aus dem Jahre 1928 nicht ange- 
wandt werden könnte. Nach Prüfung des Standpunk- 
tes der Berufungskommission hat das Oberverwal- 
fungsgericht sich dahingehend ausgesprochen, dass 
die Bestimmungen des Amnestiegesetzes aus dem 
Jahre 1928 (Art. 9, Buchst. g) eine Amnestie nur für 
Schmuggel und Fmanzvergehen, die aus dem Finanz- 
strafgesetz hervorgehen, nicht vorsehe. Da aber in 
der vorliegenden Sache es sich nicht um Vergehen 
aus dem Finanzstrafgesetz, sondern um Vergehen 
aus dem Gewerbesteuergesetz gehandelt habe, so 
hätte das Amnestiegesetz auch auf diese Vergehen 


Anwendung. Wie wir bereits bemerkt hatten, kann 
die obige Entscheidung des Oberverwaltungsge- 
richts eine grosse Bedeutung für viele Handelsunter- 
nehmen haben, zumal analog zum Amnestiegesetz 
aus dem Jahre 1928 das letzte Amnestiegesetz vom 
21, Oktober 1932, das in Form einer Verordnung 
durch den Staatspräsidenten veröffentlicht wurde, 
die Amnestiefrage regelt. Auf Grund der zitierten 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts könnte 
man zu der Ueberzeugung gelangen, dass das letzt- 
hin. veröffentlichte Ammestiegesetz ebenfalls auf 
Vergehen, die sich- aus dem ‚Gewerbesteuergesetz 
ergeben, Anwendung hat. 

Wir müssen hierbei jedoch darauf hinweisen, 
dass die Ansicht des Oberwerwaltungsgerichts vom 
rechtlichen Standpunkt sehr zweifelhaft ist. Das 
Höchste Gericht hat sich auch auf den Standpunkt 
gestellt, dass unter den Begriff der Finanzvergehen 
nicht nur die im Finanzstrafgesetz vorgesehenen, 
sondern àlle anderen Vergehen, die den Staatsfiskus 
schädigen und in den einzelnen Gesetzen normiert 
sind, fallen. Es besteht also zwischen den beiden 
höchsten Rechtssprechungsinstanzen ein Streit hin- 
sichtlich der Auslegung des Begriffs eines Finanz- 
vergehens. im Zusammenhange damit wollen wir 
darauf hinweisen, dass aus der grammatikalischen 
Auslegung der in Frage kommenden Vorschriften des 
Ammestiegesetzes gefolgert werden kann, dass der 
Gesetzgeber von der Amnestie sämtliche Finanz- 
straivergehen ausschliessen wollte. Nicht ohne Be- 
deufung ist auch der Umstand, dass alle bisher 
durch den polnischen Gesetzgeber veröfientlichten 
Amnestiegesefze grundsätzlich den Zweck veriol- 
gen, dass derjenige, der die fiskalischen Einnahmen 
widerrechtlich schmälert, von der verdienten Strafe 
auf Grund der Amnestievorschriften nicht befreit 
werden könne. 


bestätigte diese nochmals im: Jahre 1932 (Entsch. 
Nr. 2227/28 und 3472/31). In den Entscheidungen 
wurde ausgeführt, dass die Ausgaben für Wohltä- 
tigkeitszwecke nicht als Kosten der Erziehung, Er- 
haltung und Sicherstellung der Einnahmen im Sinne 
des Art. 6 des Einkommensteuergesetzes anzusehen 
sind und als solche dem Abzug vom steuerpilichti- 
gen Einkommen nicht unterliegen. 

Merkwürdig ist die Interpretation des Oberver- 
waltungsgerichts in einer anderen Sache, in der das 
Gericht sich auf den Standpunkt stellte, dass die 
Steuerbehörde nicht, berechtigt sei, den steuerpflich- 

f ahmen, die auf- einem gemeinsamen Kon- 

gebuchten Summen pau- 

schalmässig zuzuschreiben. Die Steuerbehörde sei 

vielmehr verpflichtet, den Charakter jeder Position 
genau zu prüfen, 

Die Sache verhält sich wie folgt: Ein Steuer- 
zahler focht in erster und zweiter Instanz die pau- 
schalmässige Behandlung der Position unter dem 
Sammelnamen „wohltätige Gaben“ an und behaup- 
tete, dass dies nur eine buchtechnische Bezeichnung 
sei. Auf Ersuchen der Steuerbehörde legte der Steu- 
erzahler eine genaue Aufstellung der Ausgaben vor. 
Sie umfasste einige zehn Positionen unter Angabe 
der verschiedensten Zwecke, z. B. für Krankenhilfe, 
Feuerwehr, Arme, Waisenhäuser, Arbeitslose usw. 
Ausserdem befand sich in der Aufstellung eine Sam- 
melposition, in der Neujahrsgaben für. Briefträger, 
Eisenbahnarbeiter, Gemeindediener, Gemeindearbei- 
ter u. s. w. genannt waren. 

In diesem Falle erkannte das Oberverwaltungs- 
gericht den Einwand an, dass die Steuerbehörde 
verpflichtet war, die einzelnen Ausgaben bezw. Ka- 
tegorien der Ausgaben, die in der Aufstellung auf- 
gezählt waren, vom Gesichtspunkte des Art. 6 des 
Einkommensteuergesetzes zu beurteilen. Hierbei 
erklärte das Oberverwaltungsgericht, dass der Um- 
stand allein, dass eine Ausgabe sich nicht auf einem 
Rechtstitel stütze, sondern Wohltätigkeitszwecken 
diene, an sich noch nicht ausreiche, um diese Aus- 
gabe als unabziehbar zu bezeichnen. Dies betrifft 
nach Ansicht des Oberverwaltungsgerichts insbe- 
sondere Ausgaben für die gewohnheitsmässige Er- 
gänzung der Entschädigung für konkrete Leistun- 
gen, die für den Steuerzahler ausgeführt wurden 
(sog. Trinkgelder oder Neujahrsgeschenke). Obige 
Entscheidung kann eine Bedeutung besonders für 
die grösseren Unternehmen haben, die in Form der 
Entscheidungsergänzung oft ziemlich hohe Sum- 
men auszahlen. (Urteil Nr, 4832/30). 


Keine Anfechtung der Höhe des festgesetzten 
Umsatzes beim Oberverwaltungsgericht. 

Der Inhaber einer auf Grund eines Gewerbe- 

patentes der VIII Kategorie geführten Tischler- 

werkstatt kiagfe beim Oberverwaltungsgericht die 

Entscheidung der Berufungskommission betr. Ver- 

anlagung der Umsatzsteuer für das Jahr 1928 aus 
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dem Grunde ein, weil der Umsatz im Betrage von 
35.000 zł. zu hoch und willkürlich festgestellt wurde. 
Der Kläger behauptete, dass er als kleiner Dorf- 
tischler einen Jahresumsatz von nur einigen Tau- 
send zł. haben konnte. 

Das Oberverwaltungsgericht wies die Klage 
als unbegründet ab und zwar aus nachfolgenden 
Gründen: : 

In Fällen, in denen die Veranlagungsbehörden 
nicht über Angaben verfügen, die zur völlig genauen 
Berechnung der Höhe des steuerpflichtigen Um- 
satzes ausreichen, sind. diese Behörden berechtigt 
und sogar verpflichtet, die Grundlage _ der Umsatz- 
schätzung auf das gesammelte Material und die 
eigene Kenntnis der Verhältnisse des Unternehmens 
zu stützen, Eine solche, im Verlauf eines vorschrifts- 
mässigen Verfahrens bewirkte Umsatzfeststellung 
unferliegi betrefis der Höhe nicht der Prüfung durch 
das Oberverwalfungsgericht. Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz liegt nur dann vor, wenn die Um- 
satzschäfzung willkürlich war. Im vorliegenden 
Falle konnte von einer Willkür nicht die Rede 
sein, da die Veranlagungsbehörde sich das im 
Wege der Prüfung des Unternehmens gesammelten 
Materials sowie des Gutachtens der Personen, die 
ne Verhälimiss des Steuerzahlers genau kannten, 

ediente. 


Ausfuhrzoll für Schweinefleisch, Bacons, Schinken, 
Verordnung 
des Finanzministers, des Ministers für Industrie und 
Handel und des Ministers für Landwirtschaft und 
Agrarreiorm vom 28. Dezember 1932 betreffend 
Ausfuhrzölle, 
(Dz. Ust. Nr. 1 vom 10. Januar 1933, Pos. 8). 
Auf Grund von Art. 7 Punkt a) des Gesetzes 
vom 31. Juli 1924 betreffend Regelung der Zollver- 
hältnisse (Dz. Ust. Nr. 80, Pos, 777) wird folgendes 
verordnet: 
$ 1. Die Position 258 des Zolltarifs, mit dem 
durch Verordnung vom 5. März 1931 (Dz. Ust. Nr. 
24, Pos. 146) festgesetzten Wortlaut, erhält folgen- 
de Fassung; 


ee zz 


Position Zoll für 
des Bezeichnung. der Ware 100 kg . 
Zollfarifs AR 
258 a) Schweinefleisch, frisch, gesal- 
zen und gefroren, in nicht 
verarbeifetem Zustande, mit 
Ausnahme einzelner Köpfe 
und einzelner Innenteile . 10,— 
b) Bacons . Ai . . x . 150,— 
c) Pökelschinken ; x .„ . 150 
d) Schweinefleischprodukte, ge- 
DORSUM I cr LET IR 
Anmerkung 1: Die in Pos. 258 
genannten Waren, ausgeführt ge- 
gen Bescheinigungen des Mini- 
steriums für Industrie und Han- 
del: sis a . zollirei 


Anmerkung 2: Die in Pos. 258 

genannten Waren, ausgeführt 

im kleinen Grenzverkehr, ge- 

mäss den geltenden Vorschriiten zollfrei 
2. Diese Verordnung triti am 10, Januar 1933 


N 


‘tin Kraft, 


Aenderung des Zolltarifs. . 
Verordnung 

des Finanzministers, des Ministers für Industrie und 
Handel und des Ministers für Landwirtschaft und 
Agrarreform vom 21. November 1932 über teilweise 

Aenderung der Tarifposition 11. 

(Dz. Ust. Nr. 2 vom 13. Januar 1933, Pos. 14). 
Aut Grund von Art. 7 Punkt i) des Gesetzes 
vom 31. Juli 1924 betreffend Regelung der Zöllver- 
hältnisse (Dz. Ust. Nr. 80, Pos. 777) wird folgendes 
verordnet: 

$ 1. Die Position 11 des Zolltarifs vom 26. Juni 
1924 (Dz. Ust. Nr. 54, Pòz. 540) mit dem jetzt gel- 
tenden Wortlaut erhält folgenden Wortlaut, wobei 
die Zollsätze in der neuen Geldeinheit zu verstehen 
sind (Dz. Ust. Nr. 26 aus dem Jahre 1928, Pos. 241): 


Position Zoll für 
des Bezeichnung der Ware 100 kg 
Zolltarifs Zt. 
11 Nüsse, essbare Kastanien, Man- 
deln, Pistazien und ihre Ersatz- 
stoffe: 
1. Nüsse, ausser den besonders 
genannten, Kokosnüsse, ess- 
bare Kastanien, Erdnüsse, 
brutfo 172,— 
Anmerkung 1: . Erdnüsse, einge- 
führt zur Oelverarbeitung, mit ` 
`, Genehmigung. des Finahzmini- 
_ steriums a a E 7,50 
< 2, Mandeln brutto _ 
3. Pistazien brutto 516,— 


4. Kerne von Pilaumen-, Apri- 
- kosen-, Pfirsichsteinen und 
dergl., Ersatzstofie für Nüsse, 
Mandeln und dergl. brutto- 
die in P. 1 und 4 dieser Po- 
sitionn genannten. Wären, ge- 
mahlen- oder geschnitten, und 
ausserdem aromatisiert 
brutto 
Anmerkung 2: Die in P. 1 des- 
gleichen in Anmerkung 1 sowie 
in P. 2 und 3 dieser Position ge- 
nannten Waren, eingeführt ohne 
Schalen oder mehr -als 5% ent- 
hülster Kerne enthaltend, sowie 
die in den P. 1,2, 3 und 4 dieser 
Position enthaltenen Waren ge- 
schnitten oder gemahlen, jedoch 
nicht _ aromatisiert, sind mach 
den entsprechenden Punkten mit 
einem Zuschlag von 25% zu ver- 
zöllen. 
`` § 2. Diese Verordnung tritt am Tage der Ver- 
öffentlichung in Kraft. 


172,— 


300,— 


Verzellung von Messgeräten, Präzisionslehren usw. 
Rundschreiben des Finanzministeriums T. 56 vom 
31. Dezember 1932. L.\D. IV. 32766/2/32. 

12. Januar: 1933, Pos. 8.) 

Im Zusammenhang mit der Verordnung des 
Finanzministers, des Ministers für Industrie und 
Handel und des Ministers für Landwirtschaft und 
Agrarreform vom 31. Oktober 1932 (Dz. Ust. 
Nr. 97, Pos. 838) betreffend teilweise Aenderung 
des Zolltarifs wird hiermit erläutert, dass Präzi- 
sionslehren, Mikrometer und Schublehren nach 
Pos. 169 P. 13 Buchst. a, entsprechenden römische 
Ziffer des Zölltarifs abhängig vom Stückgewicht 
zu verzollen sind, alles wie verschiebbare Mess- 
geräte, 


Verzollung von Nachahmungen kostbarer Steine. 
Rundschreiben 
des Finanzministeriums N. 57 v. 28. Dezember 1932. 
L. D. IV. 32765-2132. (Monitor Polski Nr. 9 vom 
12. Januar 1933, Pos. 9). 

Da auf dem: Markte geschliffene Erzeugnisse 
aus Glas erschienen sind, die kostbare Steine nach- 
ahmen, durchlocht sind: und zur Herstellung von 
Halsketten benutzt werden, wird ‚hierdurch erläu- 
tert, dass die obigen Erzeugnisse aus Glas in Form 
von kostbaren Steinen, geschliffen, auch durchlocht, 
wie Nachahmungen kostbarer Steine zu behandeln 
und gemäss Pos. 67, P. 2 des Zolltarifs zu verzollen 
sind. 
Die aus solchen Steinen hergestellten Halsbän- 
der sind als Galanteriewaren, in denen. ein wert- 
volles Material enthalten ist, anzusehen, und ge- 
mäss Pos. 215 P. 1 des Zolltarifs zu verzollen. 


.Verzollung von Schrauben, Tennisschlägern, 
.  , Spritzen. 
: Rundschreiben 
des Finanzministeriums T. 58 vom 3r..Dezember 
1932.. L. D..IV. 33032/2132. (Monitor Polski Nr. 9 
‚vom 12. Januar 1933, Pos. 10.) 

Zwecks vorschriftsmässiger Verzollung von 
Waren wird hierdurch erläutert: 

r. Eisen- oder Stahlschrauben, die keine Zu- 
satzteile mit-Ausnahme- von Muttern und Unter- 
lagsplättchen enthalten, sind ohne Rücksicht auf 
die Bestimmung sowie Ausfertigung dieser 
Schratiben übereinstimmend mit dem Wortlaut 
der betreffenden Position des Zolltarifs gemäss 


Pos. 153 P. 5 entsprechender Buchstabe abhängig|der Schafschur und ‚der Lieferung von Wollma 


Mit der Bezeichnung „Honig“ wird viel 
Missbrauch getrieben. .Welcher Honig- 
freund wäre nicht schon hereingefallen! 
Wenn Sie Garantie haben wollen, einen 
echten, hellen aromatischen 


reinen Blüicnhonig 


zu erhalten, also weder amerikanischen, 
noch den sogenannten wilden, der so- 
unangenehm riecht, dann fordern Sie in 
den einschlägigen Geschäften die Marke 
„Concordia mit den drei Bienen,“ 


Jest to 
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vom Durchmesser des gewindelosen Teils even-|terialien für die staatlichen Aemter abgehalten. 
unedlen Metallen zu verzollen. sind, ist noch ziemlich gross. Aus diesem Grunde 
sem Falle einen Ersatzstoff für Darmsaiten bil-| Tendenz aufgewiesen hatten, noch höher liegen 
verzoek. Termine der Leipziger Frühiahrsmesse. 
sowie einem Kolben und einem Endstück aus; vor den Messeindustrien mit besonderer Aufmerk- 
Hartgummi anzusehen und gemäss Pos. 88 P. 2| weiter verbessern und dass die Leipziger Frühjahrs- 
Die Leipziger Frühjahrsmesse beginnt Sonntag, 
Die Verordnung betr. Rückerstattung des] belmesse, die Bürobedarismesse „Jägerhof“ und die 
zum 31. Januar 1933 Geltungskraft. Im Dz. U. R.| abend, den 11. März und. die Grosse Technische 
auf Grund deren die Geltungsdauer der zuvorge- häuser, für die grosse technische Messe und Bau- 
Wegen der rechtzeitigen Besorgung der er- 
s tung der Leipziger Messen;Hern Dr. W. Zowe, Ka- 
i Skład maszyn, Sp. z ogr. odp., Warszawa, Filiale 
Filiale in Katowice aufgelöst und die Firma erlo-|anstaltet das tschechoslówakische Reisebüro (Ce- 
nistaw Arbusz, Katowice. Frühjahrsmesse (19.—26. März 1933) je einen Son- 
1931 die Handelsgesellschaft durch Austritt des Ja- | besonders aus Handelskreisen rekrutieren werden. 
EB. 1018 „Smotobit‘“ Polskie Towarzystwo dla nowo- An die Prager Frühjahrsmesse wird wieder 
1932. organisiert wird. Zur. Beteiligung werden sowohl 
sellschaft-Karol Mejsenhelder aus Katowice ernannt. 
. Am 24. II. 1932 wurde die genannte Firma so- |: 
B. 271 Lignoza, Górnośląska Spółka z ogr. odp. 
Tomisław Morawski aus Katowice, ist zurückgetre- 
tor Leopold Szefer aus Katowice bestellt. 
In der Zeit vom 24. Mai bis 8.. Juni 1933 fin- f 
gandagesellschaft- (Śląskie: Towarzystwo: Wystaw 
Der Grund, der die genannte Gesellschaft zur 
mit der Oeffentlichkeit an: der Ueberwindung der 
wenigstens eines Teiles der Produktionsbetriebe 
und des Warenexports auf. In Zukunft ist da- 
der Ankurbelung der Wirtschaft ist. Da unser Han- 
leichterung des Absaztes abhängig ist, so ist jeder 
bewusst zu unterstützen. 


tuell mit dem in der Anmerkung zu Pos. 153|Der Bedarf der Fabrikanten für  Regierungslie- 
vorgesehenen Zuschlag für das Ueberziehen mit |ferungen, die bis zum 15. März d. Js. auszuführen 
2 Tennisschläger mit einem Bezug von Saiten, jist zu erwarten, dass die Wollpreise, die während 
die aus Kunstseide hergestellt sind, welche in die-!des Dezembermarktes in Poznan eine steigende 
den, sind ebenso wie Schläger mit einem Bezug | Werden. 

aus Darmsaiten anzusehen und entsprechend zu 

3: Sogenannte ‚Tarnawski - Spritzen und .an- Die leichten Anzeichen einer konjunkturellen 
dere ähnliche, die sich aus einem Glasröhrchen, ‚Besserung der deutschen Wirtschaftslage werden 
Hartgummi, beziehungsweise Hart- und Weich- samkeit verfolgt. Man knüpft an sie die Hoffnung, 
gummi zusammensetzen, sind wie Erzeugnisse aus| dass sich die Verhältnisse bis zum Messbeginn noch 
Buchst. b entsprechende römische Ziffer abhängig} messe einen Verlauf bringen wird, der die Ge- 
von. Stückgewicht zu verzollen. schäftswelt befriedigt. 

Zollrückerstattung bei der Ausfuhr von Bacons!den 5. März, es schliessen die Textilmesse Mitt- 
und Schinken. woch, den 8. März, die Sportartikelmesse, die Mö- 
'Zolls bei der Ausfuhr von Bacons und Schinken Sondermesse ..Photo, Optik, Kino“ Donnerstag, den 
yom 22. April 1932 hatte, wie bekannt, nur bis| 9, März, die übrigen Zweige der Mustermesse Sonn- 
KERNEL ee Fi 1933, ist unter evn 33 Eine Messe und Baumesse Sonntag, den 12. März. Für 
ordnung des Finanzministers veröffentlicht, | die Mustermesse in der Innenstadt sind 33 Mess- 
N ER bis zum 31. März 1933 ver-| messe auf dem Ausstellungsgelände 17 Hallen und 

; das Freigelände bereitgestellt. 
mässigten Pässe, Fahrkarten usw. wolle man sich 
schnellstens mit der hiesigen ehrenamtlichen Vertre- 
Sad Grodzki Katowice, towice, ul. Drzymały 3, 1l., Telefon Nr. 3074, in Ver- 

B. 1077 „Be-Te-Ha“, Biuro Techniczno - Handlowe | bindung setzen. 
Katowice, Messe-Sonderzüge nach Prag. 

Gemäss Eintragung vom 23. März 1932 ist die Auf Anregung der Prager Messeleitung - ver- 
schen. dok) zusammen mit dem ungarischen bezw. däni- 
A. L. 2694 „Auto Parts“ Inh. Jakob Monszajn u. Sta-|scChen Reisebüro (Dansk Rejsebureau) zur Prager 

‚ Lt. Eintragung vom 26. März 1932 ist auf Grund | derzug. Für beide Züge zeigt sich reges Interesse, 
eines Gesellschaftsbeschlusses vom 1. Dezember | Was umso erfreulicher ist, als sich die Teilnehmer 
kob Monszajn aufgelöst worden. Die Firma lautet $ ENT 
gegenwärtig: „Auto Parts“ Inh. Stanistaw Arbusz. Autobörse auf der Prager Frühjahrsmesse 
czesnego budownictwa drogowego Sp. z ogr. odp.,| eine „Autobörse“ angeschlossen werden, welche 
Katowice, Rynek 12. Datum der Eintragung 23. II. | von einem fachmännischen Ausstellungsausschuss 

Durch Beschluss einer Generalversammlung | Autohändler, als auch Private, welche ihren Wagen 
vom-2.:10. 31, wurde zum Geschäftsführer der- Ge- | zu verkaufen beabsichtigen, zugelassen, 
A. 2724, Henryk Hartmann, Detaliczna sprzedaż |= 

wödek, win i likieröw, Katowice. 
wie deren Inhaber Henryk Hartmann aus Katowice 
ins Handelsregister eingetragen. 

Katowice. Dat. der Eintragung 21. III. 1932. 

Der bisherige Geschäftsführer, Generaldirektor 
ten. - Durch Beschluss der Gesellschaft vom 8. März 
1932 wurde zum Geschäftsführer der Generaldirek- 

Messen u. Ausstellungen 

VI. Kattowitzer Messe. 

det in Katowice die VI. Messe statt, die durch die 
Schlesische ` Ausstellungs- und Wirtschaftspropa- 
i Propagändy Gospodarczej, Katowice, ul. Stawo- 
wa 14) organisiert wird. 

Abhaltung der diesjährigen Messe in dieser furcht- 
bar schweren Zeit veranlasst hat, ist die Absicht, ; 
Wirtschaftskrise zusammenzuwirken, die Gesamt- 
konsumtion zu heben und an der Aufrechterhaltung 
teilzunehmen. Die bisherigen Messergebnisse wei- 
sen tatsächlich eine Erhöhung der Handelsumsätze 
her die Aufmerksamkeit auf die Tatsache zu lenken, 
dass die Kattowitzer Messe ein aktiver Faktor bei 
del und Wohlstand in hohem Masse von einer ent- 
sprechenden Wirtschaftspropaganda und der Er- 
in dieser Richtung gehende Schritt, sofern er sach- 
lich und zweckmässig ist, zu begrüssen und ziel- 

Sämtliche Informationen erteilt den interessier- 
ten Kreisen die oben erwähnte Gesellschaft. 


Wollmarkt in Poznan. 
Am 14. und 15. Februar 1933 findet 
znan ein weiterer Wollmarkt statt. 
Die Wollmärkte in Poznan haben einen stän- 
digen Charakter und werden periodisch in der Zeit 


in Po- 
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